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Einleitung 

Die Fragen, die sich anläßlich des Todes eines Unternehmers aus 
dem Übergang der Unternehmung auf seine Erben ergeben, haben 
in den letzten Jahren stärkere Beachtung gefunden. Anlaß hierzu gab 
nicht .zuletzt die Besteuerung des Erbübergangs, da die Erbschaft-
steuer während der ersten Nachkr,iegsjahre einen nahezu konfiskato-
rischen Charakter angenommen hatte und darum eine sorgfältig ge-
plante Erbfolgeregelung mit dem Ziele eines möglichst geringen 
Entzuges an Unternehmungskapital und flüssigen Mitteln zu Steuer-
zwecken für viele Unternehmen zu einer Lebensfrage und einem 
besonderen betriebswirtschaftliehen Problem wurde. Da die Bedeu-
tung dieses Problems von der Höhe der jeweils geltenden Steuersätze 
abhängt und somit zeitbedingt ist - die mit der Änderung der 
Steuergesetzgebung seit dem Jahre 1948 verbundenen Tarifsenkungen 
un:d sonstigen steuerlichen Erleichterungen des Erbübergangs haben 
die Auswirkungen der Erbschaftsteuer auf die Unternehmung erheb-
lich gemildert1 - soll es hier jedoch. keine vordringliche Berücksichti-
gung finden. 

Im Vordergrund stehen vielmehr die Fragen nach den Auswirkun-
gen des Übergangs der Unternehmung auf dem Erbwege, der Art und 
Weise der Fortführung des Unternehmens durch die Erben und der 
betriebswirtschaftlich sinnvollen Verteilung des Nachlasses des Unter-
nehmers auf mehrere Erben unter größtmöglicher Schonung des Be-
standes der Unternehmung. Die Untersuchung dieses Fragenkomplexes 
verliert indessen ihren praktischen Wert, wenn sie nicht in einem 
engen Zusammenhang mit der Darstellung der rechtlichen Möglich-
keiten steht, die sich zur Durchführung der betriebswirtschaftlich 
zweckmäßigen Gestaltungen des Erbübergangs bieten, und wenn nicht 
zugleich die handels- und steuerrechtliehen Auswirkungen der ver-
schiedenen Formen der Erbfolgeregelung beachtet werden. Es soll 
darum das Anliegen dieser Arbeit sein, die Fragen, die sich aus dem 
Erbübergang von gewerblichen Unternehmungen ergeben und deren 
genaue Kenntnis von ausschlaggebender Bedeutung für die Regelung 
der Erbfolge eines Unternehmers ist, in ihrem Gesamtzusammenhang 
zu untersuchen. 

1 Aufgrund des am 17. 12·. 1954 verkündeten Gesetzes zur Neuordnung von 
Steuern (BGBl. I, 1954, S. 373) finden ab 1. 1. 1955 wieder die Steuersätze 
Anwendung, die bereits im Jahre 1934 gültig waren. 



14 Einleitung 

Es hätte nahe.gelegen, die Untersuchung auf die Fragen der Ver-
erbung von Unternehmungsanteilen auszudehnen. Das wirtschaftliche 
Schicksal von Unternehmungsbeteiligungen kann jedoch durch ein-
seitige Erbfolgeregelungen des Anteilseigners und Mitunternehmers 
kaum beeinflußt werden. Die Vereinbarungen des Gesellschaftsver-
trages, die bezüglich des Todes eines der Gesellschafter getroffen 
wurden, genießen vielmehr absoluten Vorrang und schränken die Ver-
fügungsmöglichkeiten des Erblassers stark ein. Wenn auch das Reichs-
gericht die Vorrangstellung des Gesellschaftsrechts vor dem Erbrecht 
- nicht nur in personen-, sondern auch in vermögensrechtlicher Be-
ziehung- als Abschluß einer langjährigen Entwicklung seiner Spruch-
praxis ausdrücklich bestätigt hat2, so ist dies von der Rechtswissen-
schaft doch noch keineswegs allgemein anerkannt3, die damit zu-
sammenhängenden Fragen sind also auch heute nicht vollständig 
geklärt. Wenn es auch reizvoll wäre, die rechtliche Entwicklung auf 
ihre Konsequenzen für die betriebliche Erbfolgeregelung in Unter-
nehmergemeinschaften zu untersuchen, soll die Darstellung doch auf 
den Erbgang der Einzelunternehmung beschränkt bleiben. 

Die Beschränkung auf die Untersuchung des Erbgangs, d. h. des 
Übergangs der Unternehmung von Todes wegen, schließt eine Ein-
beziehung der Nachfolgeregelung im weiteren Sinne durch Verfügung 
unter Lebenden aus. Zwar wird auf die besondere Eignung der 
Familiengesellschaft zur Übernahme er,brechtlicher Funktionen am 
Schluß hingewiesen, ihre ausführliche Darlegung muß jedoch einer 
besonderen Untersuchung vorbehalten bleiben4• 

2 Vgl. RG DR 1943, 302; DR 1943, 1224; DR 1943, 1228; DR 1944, 339. 
s Siebert, Wolfgang, Gesellschaftsvertrag und Erbrecht bei der Offenen 

Handelsgesellschaft, Karlsruhe 1954, S. 5; derselbe, Aktuelle Rechtsfragen zur 
Mitgliedschaft in Personengesellschaften, Steuerberater-Jahrbuch 1955/56, 
S. 300 ff. (S. 316 ff.). 

4 Vgl. Schneider, Herbert und Zartmann, Hugo, Familienunternehmen und 
Unternehmertestament Rechtliche und steuerliche Gestaltungsmöglichkeiten 
der Familienunternehmen, Heidelberg 1955. 



Erster Teil 

Der Ubergang der Unternehmung auf die Erben 

1. Die Unternehmung als Objekt des Erbgangs 

a) Die Vererblichkeit des Unternehmens 
Mit dem Tode des Unternehmers geht sein Vermögen als Ganzes 

auf eine oder mehrere Personen, seine Erben, über. Eine auch nur 
annähernd ebenso umfassende Auswirkung auf die Gesamtheit aller 
Rechtsbeziehungen, die sich in der Person des verstorbenen Unter-
nehmers vereinigt haben, kommt keinem anderen Rechtsvorgang zu; 
kein anderes Ereignis "greift mit solcher Notwendigkeit in den Be-
stand und die geordnete Verteilung der Vt!rmögensgüter ein"1. 

Hinsichtlich der Frag€, ob auch das Unternehmen als Sachinbegriff 
einen Bestandteil des Nachlasses bildet und somit als Ganzes auf die 
Erben übergeht, bestand indessen nicht zu allen Zeiten eine einheit-
liche Ansicht. Das Gesetz bringt zwar in § 22 HGB zum Ausdruck, daß 
das Handelsgeschäft als solches vererblich und veräußerbar ist, doch 
stützt sich die Ansicht derer, die die Rechtseinheit des Unternehmens 
und .seine Vererblichkeit leugnen, darauf, daß die betreffende Ge-
setz.essteUe grundsätzlich nur Bezug auf das Firmenrecht nimmt. 

Eine Bt!antwortung dieser ;Frage erfordert zunächst eine !Begriffs-
erklärung der Rechtsnatur der Unternehmung. Die Rechtswissenschaft 
hat richtig erkannt, daß der Kern eines Handelsgeschäftes oder Unter-
nehmens in dem durch das Handelsgewerbe geschaffenen "Tätigkeits"-
oder "Wirkungsbereich." besteht2• Diesen "Tätigkeitsbereich", der das 
eigentliche Wesen des Unternehmens ausmacht, verkörpern die "tat-
sächlichen Beziehungen" von Vermögenswert, die entweder den objek-
tiven Niederschlag der früh€ren Tätigkeit des Inhabers darstellen 
oder sich aus seiner gegenwärtigen Arbeit ergeben. Im Mittelpunkt 
dieses Unternehmenskerns stehen die sich aus der Kundschaft des 
Unternehmens, d. h. aus seinem Anteil am möglichen Abnehmerkreis, 
ergebenden Absatz.gelegenheiten, die Geschäftserfahrungen und die 
Geschäftsgeheimnisse. Die S a c h e n und Re c h t e (iBetriebsvermögen, 

1 Endemann, F'riedrich, Lehrbuch des bürgerlichen Rechtes, Teil 3 (Erb-
recht), 8. und 9. Auflage, Berlin 1920, S. 7. 

2 v. Gierke, Julius, Handels- und Schi'ffahrtsrecht, 6. umgearbeitete Auf-
lage, Berlin 1949, S. 65. 


